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(Beginn um 10.05 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Ich begrüße alle Anwesenden zur 13. Sitzung der Untersuchungskommission. Ich darf zunächst die Namen der Kommissionsmitglieder aufrufen, um ihre Anwesenheit zu bestätigen.

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Mag. Helmut Kowarik. 

GR Mag. Helmut Kowarik: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Sonja Kato.

GRin Sonja Kato: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz. 

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Mag. Heidrun Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Heike Trammer.

GRin Heike Trammer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich stelle damit die Beschlussfähigkeit der Kommission fest. Als sachkundige Personen sind wie bisher die Gleichen anwesend.

In der letzten Sitzung der Untersuchungskommission am 18. März 2004 wurden GRin Dr. Pilz und OSR Dr. Zörner als Zeugen einvernommen sowie Frau Mag. Gschöpf vom Verein für Sachwalterschaft und Univ.Prof. Dr. Holoubek. 

Dr. Pilz berichtete von einem Besuch im St. Rochusheim, wo die Bewohner in einem abgewohnten Trakt auf engstem Raum liegen würden und keine Aufenthaltsräume zur Verfügung stünden. Es wurde ihr gesagt, dass das Haus geschlossen werden sollte, bis dato sei das aber nicht der Fall. Als positives Beispiel nannte die Zeugin das Geriatriezentrum Favoriten. 

Im GZW gebe es sowohl gute Versorgung wie auch totalen Mangel. Letzteres sei für sie dann der Fall, wenn die Menschen in abgewohnten Stationen zwar gepflegt und medizinisch betreut würden, aber keine Motivation oder Unterstützung oder Rehabilitation gegeben sei. Von den privat geführten Heimen in Wien habe sie nur eines besucht, dieses werde gut geführt.

Die Zeugin berichtete über ein vom KAV organisiertes Treffen mit Angehörigen vor ca. einem Monat, zu dem sie eingeladen wurde. Die Angehörigen hätten dabei über grob mangelhafte Pflege und Zwangsmaßnahmen berichtet. Seitens des KAV habe man diesbezüglich Wert darauf gelegt, dass dies vertraulich behandelt werde. Die Zeugin habe Dr. Vogt über die Fälle informiert, der nun diesbezüglich recherchiere. Dr. Pilz legte eine eidesstattliche Erklärung einer anonym bleiben wollenden Pflegekraft vor, mit der sie im Herbst 2003 ein Gespräch geführt habe. Diese Pflegekraft machte unter anderem Angaben über die Verabreichung von Medikamenten gegen den Willen von Patienten, fehlende schriftliche Anordnungen der Medikation von Ärzten und der medikamentösen Sedierung von unruhigen Patienten. Den Text der eidesstattlichen Erklärung habe Dr. Pilz verfasst und er wurde von der Zeugin gelesen und korrigiert. Die eidesstattliche Erklärung habe sie nicht der Staatsanwaltschaft weitergeleitet, sie habe aber im September 2003 eine Sachverhaltsdarstellung über die Vorkommnisse in der Station 24/2 des Sozialmedizinischen Zentrums Baumgartner Höhe, wo es konkret um Misshandlungen an Patienten durch einen bestimmten Arzt gegangen sei, an die StA übermittelt. Grundsätzlich müssten die strukturellen Verhältnisse geändert werden, Anzeigen würden nur Angst machen, es gehe nicht um Einzelfälle.

Nach Meinung der Zeugin mangelt es oft am Unrechtsbewusstsein, vieles werde zu Unrecht als Fürsorgemaßnahme gesehen, sei aber in Wahrheit Freiheitsbeschränkung. Lainz wäre eine totale Institution, dies zeige sich am derzeitigen System der Ausgangsbewilligung und Urlaubsscheine, die ihrer Ansicht nach dem Datenschutz widersprechen würden.

Dann wurde Frau Mag. Gschöpf vom Verein für Sachwalterschaft als Zeugin vernommen. Sie gab an, seit 1996 als Landeskoordination der Wiener Sachwalterschaft-Geschäftsstelle tätig zu sein. Der Verein für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft beschäftige für den Wiener Bereich 27 hauptberuflich Tätige und 150 Ehrenamtliche, er betreue damit 6 % der in den städtischen Pflegeheimen unter Sachwalterschaft stehenden Personen. Insgesamt gebe es in Wien ca. 8 500 Sachwalterschaften, 40 % der BewohnerInnen von städtischen Pflegeheimen stünden unter Sachwalterschaft, die Zahl stammt aus 1997.

Aufgabe der Sachwalter sei die gesetzliche Vertretung der Betroffenen, was auch die Sicherstellung von Betreuung inkludiere. Die MitarbeiterInnen würden einmal im Monat mit ihren Klienten in Kontakt treten, bei schwierigen Fällen öfter. Man versuche auftretende Probleme vor Ort zu lösen, wenn dies nicht möglich sei, wende man sich an die bekannt gewordenen Stellen.

Mag. Gschöpf gab weiter an, im Zuge einer Informationsveranstaltung über Sachwalterschaft von der Kontrolltätigkeit der MA 47 erfahren zu haben. Diese Information habe sie im Verein weiter gegeben und so habe das Team, in dem Herr Haas arbeite, dann auch besprochen, dass es eine geeignete Vorgangsweise wäre, sich im Fall von Frau K. an die MA 47 zu wenden. 

Über die Erfahrungen des Vereins wurde im Auftrag des Bundesministeriums für Justiz 1999 der Bericht „Im rechtsfreien Raum“ verfasst. Grundsätzlich habe man sowohl Positives als auch Negatives festgestellt und über diverse Beschränkungen und die unterschiedliche Ausstattung berichtet. Einschränkungen der Bewegungsfreiheit habe man z.B. insofern festgestellt, als Personen nicht auf Getränke zugreifen konnten, nicht auf ihre persönlichen Sachen zugreifen konnten bzw. niemand da war, der diese erreichen konnte. Man habe auch gehört, dass in den Bereichen, wo man beginne, Beschränkungen zu dokumentieren, deren Anzahl sich verringere, da man hier sensibler werde. 

Frau Mag. Gschöpf meinte, dass die Zahl an Sachwalterschaften explodieren würde, weil es für die oft geringen verwaltungstechnischen Angelegenheiten kein anderes Instrumentarium gebe.

Es wurden dann noch vernommen die Zeugen Dr. Zörner und Univ.Prof. Dr. Holoubek zu der Frage des Datenschutzes, da ging es um die Disziplinarverfahren, aber das ist mittlerweile durch einen Beschluss der Kommission erledigt worden.

Ich darf den Kommissionsmitgliedern noch bekannt geben, dass sämtliche beantragte Akte in der Geschäftsstelle aufliegen und eingesehen werden können. 

Wir kommen nunmehr zur zeugenschaftlichen Vernehmung des Herrn Kontrollamtsdirektors Mag. Dr. List.

Ich darf zunächst sagen, dass Sie von der Amtsverschwiegenheit - nehme ich an - entbunden wurden?

KADior Mag. Dr. List: Ich bin entbunden.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja. Auf einzelne Fragen, die Ihnen persönlich zum Nachteil wären, brauchen Sie keine Antwort zu geben. Zunächst bitte ich um Ihre Personalien - Name, Geburtsdatum, Wohnort.

KADior Mag. Dr. List: Dr. Alois List.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Herr Zeuge! Es geht im Wesentlichen darum, dass ein Kontrollamtsbericht vorliegt. Dieser Kontrollamtsbericht ist, wie ich sehen kann, sehr umfangreich. Wir können also zunächst nicht alle 100 Seiten dieses Berichtes oder mehr erörtern. Darf ich Sie zunächst ersuchen, ganz allgemein zu sagen, haben Sie erstens persönliche Wahrnehmungen betreffend Missstände im Geriatriezentrum Wienerwald und betreffend eine ungeeignete Struktur? Oder ist Ihre Kenntnis allein zurückzuführen auf die Tätigkeit Ihrer Mitarbeiter zur Berichterstattung?

KADior Mag. Dr. List: Meine Kenntnis ist nicht nur auf die Tätigkeit der Mitarbeiter zurückzuführen, angesichts der Gewichtigkeit dieser Prüfaufträge war ich selbst auch vor Ort tätig und habe auch bis vorige Woche die Mehrzahl der bestehenden Einrichtungen in Wien besucht und war auch außerhalb Wiens in einer Einrichtung.

Vorsitzender Dr. Körber: Welche persönlichen Wahrnehmungen haben Sie machen können?

KADior Mag. Dr. List: Es hat sich bestätigt, was im Bericht des Kontrollamtes steht. Pflegemängel waren, wenn, dann in vereinzelten Fällen gegeben. Was die Pflege natürlich stark beeinträchtigt, das sind die baulichen Gegebenheiten, auf der einen Seite. Was die Pflege ferner beeinträchtigt oder was mir nicht so optimal vorkommt, das sind die spitalsdominanten Strukturen, die es in sehr vielen Pflegeheimen gibt.

Vorsitzender Dr. Körber: Das Zustandekommen des Berichtes basiert auf welcher Anzahl von Mitabeitern, die persönliche Wahrnehmungen gemacht haben?

KADior Mag. Dr. List: Es waren insgesamt acht Mitarbeiter beschäftigt, einschließlich einer EDV‑Unterstützung, die zuständige Abteilungsleiterin und ich, also insgesamt zehn Personen.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie betreffend allenfalls festgestellter Missstände oder Strukturmängel mit dem Krankenanstaltenverbund Kontakt aufgenommen? Haben Sie den zu einer Stellungnahme im Einzelnen aufgefordert?

KADior Mag. Dr. List: Ich hatte sehr häufig Kontakt mit dem KAV, insbesondere mit dem Generaldirektor. Die Berichte des Kontrollamtes sind so gelagert, dass ein Rohbericht – wenn ich das so nennen darf – ausgeschickt wird und die geprüften Stellen ausreichend Gelegenheit haben, auf die Feststellungen des Kontrollamtes ihre Antworten abzugeben.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Ich glaube, ich gebe jetzt den einzelnen Kommissionsmitgliedern Gelegenheit zum Fragerecht.

Es ist jetzt die FPÖ‑Fraktion als Erste am Wort. Bitte, Frau GRin Mag. Schmalenberg.

GRin Mag. Schmalenberg: Sehr geehrter Herr Dr. List! Wir haben hier diesen Bericht des Kontrollamts vorliegen, der im Gegensatz zu anderen Berichten erfreulicherweise sehr konkret ist und in dem viele Missstände, die wir hier in der Untersuchungskommission, aber auch schon früher, diskutiert und festgestellt haben, auch angesprochen und behandelt werden.

Meine erste Frage ist: Hätte man diese Dinge nicht schon viel früher bemerken können?

KADior Mag. Dr. List: Selbstverständlich hätte man diese Dinge schon viel früher bemerken können. Ich habe auch sehr lange nachgedacht darüber, warum diese Diskussion in dieser Form auch gerade jetzt aufbricht und auch in dieser Heftigkeit gerade jetzt aufbricht. Ich glaube, wir alle kennen Zustände, Abläufe in den Pflegeheimen, in den Geriatriezentren der Stadt Wien schon seit vielen Jahren oder auch Jahrzehnten und da nehme ich auch mich nicht aus. Dass hier alles nicht mehr genug ist, was geboten wird, was die Stadt bietet, was die Pflege bietet, ist wahrscheinlich auf verschiedene Ursachen zurückzuführen, wobei hier wahrscheinlich die demografische Entwicklung auf der einen Seite eine Rolle spielt. Die Leute werden immer älter, kommen später ins Heim, werden immer kränker. Wir haben eine immer größere Anzahl von Demenzkranken. Ich glaube auch, dass es hier einen gewissen gesellschaftlichen Wertewandel gibt, der besagt, dass die Art und Weise, wie die Gesellschaft mit den alten Menschen umgeht, ganz einfach nicht mehr zeitgemäß ist und geändert gehört. 

GRin Mag. Schmalenberg: Jetzt sind uns diese allgemeinen Dinge, wie die demografische Situation, allen bekannt. Es ist aber so, die Pflegeheime der Stadt Wien sind Einrichtungen der Stadt und das Kontrollamt ist eine Institution, die nicht nur auf Antrag und nicht nur im Anlassfall – so wie hier – prüfen muss, sondern das Kontrollamt hat auch von sich aus zu prüfen.

Meine Frage ist: Es gibt für die verschiedenen Bereiche bei der Gemeinde die Kontrollamtsreferenten. Gibt es auch Referenten, die zuständig sind für den Bereich des Krankenanstaltenverbundes?

KADior Mag. Dr. List: Es gibt natürlich Referenten, die für den Bereich des Krankenanstaltenverbundes verantwortlich sind oder die dort prüfen. Ich bitte, eines zu bedenken: Aus der Stadtverfassung und auch aus der Geschäftsordnung liegt die Kernkompetenz des Kontrollamtes in der Gebarungsprüfung. 

Das Kontrollamt ist nicht unbedingt dazu berufen, Pflegesachverständiger zu sein. Wir haben uns in diese Materie auch erst einarbeiten müssen. Kernkompetenz des Kontrollamtes - das darf ich noch einmal betonen - ist die Gebarungsprüfung.

GRin Mag. Schmalenberg: Es ist so, dass auch eine Kernkompetenz des Kontrollamtes die Zweckmäßigkeit ist. Im Sinne der Zweckmäßigkeit hätte dem Referenten, der für den Krankenanstaltenverbund zuständig ist, doch auffallen müssen, dass, nicht zuletzt deswegen, weil immer wieder in der Öffentlichkeit von Mitarbeitern aufgezeigt wurde – ich denke an die MitarbeiterInnen‑Zufriedenheitsbefragung, wo alle diese Missstände im Kern schon angesprochen werden – es hier Dinge gibt, die nicht zweckmäßig sind. Ist nicht auch die Qualität der Pflege und der Betreuung im Sinne der Zweckmäßigkeit zu überprüfen?

KADior Mag. Dr. List: Die Zweckmäßigkeit ist keine Kompetenz, sondern ein Prüfgrundsatz, an dem das Handeln gemessen wird. Wenn hier eine Schuld zuzumessen ist, dann ist die Schuld dem Kontrollamtsdirektor zuzumessen, der verantwortlich ist, und nicht einem Referenten. Ich kann nur noch einmal sagen: Selbstverständlich hätte uns allen das irgendwann schon früher auffallen können. Warum ist es nicht aufgefallen? Ich nehme an, das liegt auch zum Teil darin, dass diese spitalsähnlichen Strukturen, die ich schon vorhin sagte, dominieren und hier die Pflege als gesichert anzusehen war. Dass die Pflege in dieser Form jetzt nicht genug ist, das ist ein gesellschaftliches Problem, das ist nicht unbedingt ein Problem des Kontrollamtes gewesen.

GRin Mag. Schmalenberg: Es gibt in den Pflegeheimen solche und solche Patienten. Es gibt Patienten, die haben Angehörige, die sind sehr engagiert und die bringen auch ihre Anliegen vor und die erreichen durch ihre Hartnäckigkeit oder durch ihren Einsatz immer wieder, dass es da Besserungen gibt und dass sie besser betreut werden. Es gibt auch solche, die haben keine Angehörigen. Denken Sie nicht, dass es im Sinne dieser Menschen, um die sich eigentlich niemand kümmert, es richtig wäre, die Zustände in den Pflegeheimen - nicht zuletzt nach Vorfällen in Liesing und in Baumgarten - schon in den letzten 10 Jahren zu überprüfen?

KADior Mag. Dr. List: Es ist auch in den letzten 10 Jahren sehr viel geschehen. Ich darf erinnern, nach diesen Vorfällen, die es in Liesing vor etwa 10 Jahren gab, und auch auf Grund des Berichtes, der an den Gemeinderat gerichtet war, „Hilfe im hohen Alter“, und der auch vom Gemeinderat beschlossen wurde, wurden sehr viele Maßnahmen ergriffen. Es wurde auch versucht – es wurde nicht nur versucht, sondern auch getan – Strukturen zu verbessern. Es wurde das Geriatriezentrum Nord eröffnet. Es wurde das Geriatriezentrum Süd eröffnet. Man hat Betten abgebaut in den alten Heimen, insbesondere im GZW. Es wurden personelle Maßnahmen getroffen, Schulungsmaßnahmen getroffen. Das heißt, es ist schon sehr viel in diesem Bereich geschehen, sodass ich nur noch einmal darauf hinweisen kann, dass hier offensichtlich ein Wertewandel eingetreten ist und das, was früher war, ganz einfach heute nicht mehr gut genug ist. 

GRin Mag. Schmalenberg: Es hat in dieser Zeit keine Prüfungen des Kontrollamtes im Bereich der Pflegeheime gegeben?

KADior Mag. Dr. List: Es hat im Bereich der Pflege selbst keine Prüfungen gegeben. Wobei ich noch einmal sagen möchte, das ist nicht Kernkompetenz des Kontrollamtes. Es hat im Bereich der Pflegeheime sehr wohl Prüfungen gegeben, die sich mit finanziellen Dingen beschäftigt haben. Ich darf eines noch hinzufügen, das Kontrollamt wird sehr häufig durch Angehörige, durch Sachwalter auf ungenügende Zustände aufmerksam gemacht. Es ist in den letzten Jahren im Kontrollamt selbst keine derartige Beschwerde über irgendwelche Missstände eingelangt. Das Kontrollamt geht derartigen Beschwerden natürlich nach. Es geht diesen Beschwerden auch nach, wenn sie anonym geäußert werden. Aber im Kontrollamt ist hier nichts eingelangt.

GRin Mag. Schmalenberg: Wir haben uns in dieser Untersuchungskommission schon sehr lange mit der Frage beschäftigt, wer was wie prüfen soll. Wir haben lange diskutiert, wie es dann dazu gekommen ist, dass die MA 47 schlussendlich dann auf schriftliche Weisung der Frau Stadträtin doch geprüft hat. Haben Sie als Kontrollamt eigentlich sich Gedanken gemacht, ob die Überprüfungen auch stattfinden bzw. haben Sie geprüft, ob die MA 47 prüft?

KADior Mag. Dr. List: Wir haben uns selbstverständlich Gedanken gemacht. Wenn Sie den Bericht des Rechnungshofs gelesen haben, dann haben Sie dort auch gesehen, dass der Rechnungshof hier sehr ausführlich eine Prüfung des Kontrollamtes zitiert, die bereits vorher stattgefunden hat und dass die Prüffeststellungen des Kontrollamtes auch in den Rechnungshofbericht eingegangen sind. 

GRin Mag. Schmalenberg: Was waren die Konsequenzen daraus?

KADior Mag. Dr. List: Die Konsequenzen daraus waren, dass auf Grund des Rechnungshofberichtes „Wien 2000“, der vom Stadtsenat und Gemeinderat im Dezember 2001 beschlossen wurde, die Frau Stadträtin offensichtlich aufmerksam gemacht, hier den Auftrag gegeben hat, sowohl die privaten als auch die städtischen Pflegeheime zu überprüfen. Es haben auch in der Zwischenzeit seitens des Kontrollamtes eine Reihe von Prüfungen in den Pflegeheimen stattgefunden. Das waren allerdings Sicherheitsprüfungen und die sind in den jeweiligen Kontrollamtsberichten der jeweiligen Jahre nachzulesen.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Mag. Schmalenberg, darf ich um eine letzte Frage für die erste Runde bitten.

GRin Mag. Schmalenberg: Die Tatsache, dass der Herr SR Leitner die Pflegeheime nicht geprüft hat, hat zu keinen Konsequenzen geführt?

KADior Mag. Dr. List: Die Tatsache, dass Herr SR Leitner hier nicht geprüft hat bzw. erst eineinhalb Jahre später geprüft hat, hat zu keinen Konsequenzen seitens des Kontrollamtes geführt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Frau GRin Dr. Pilz, ich stehe nicht an, meinen Irrtum bezüglich der Reihenfolge einzugestehen. Daher kommen Sie jetzt bitte zu Wort.

GRin Dr. Pilz: Es sei Ihnen in jeder Hinsicht vergeben und verziehen, Herr Vorsitzender. Die Fragen der Frau Kollegin Schmalenberg waren interessant.

Herr Kontrollamtsdirektor! Sie haben festgestellt, dass es spitalsähnliche Strukturen gibt und dass die nicht mehr zeitgemäß sind. Diese Erkenntnis hat schon 1989 die Spitalsreformkommission getätigt, die Sie in Ihrem Bericht zitieren. Die Spitalsreform spricht damals schon von Regionalisierung, von Bezirkspflegeheimen, von der Auflösung des Geriatriezentrums Lainz. Die Pflegeheimkommission hat zwei heiße Sitzungen getagt und dann ist sie entschlafen. „Hilfe im hohen Alter“ wurde nur zum Teil umgesetzt, der Herr Bürgermeister spricht von 20 %. 

Wer trägt denn die Verantwortung für das Faktum, dass es die Erkenntnis schon seit 1989 gibt, dass diese Strukturen nicht mehr zeitgemäß sind und trotzdem jetzt 15 Jahre nur kleine Veränderungen passiert sind?

KADior Mag. Dr. List: So klein waren die Veränderungen denn doch nicht. Ich darf noch einmal auf das Geriatriezentrum Nord und auf das Geriatriezentrum Süd hinweisen, in denen die Verhältnisse anders und besser sind. Wer die Verantwortung dafür trägt, dass Gemeinderatsbeschlüsse nicht eingehalten werden, diese Frage bitte ich, für sich selbst zu beantworten. Jedenfalls ist es nicht Kompetenz des Kontrollamtes, Gemeinderatsbeschlüsse zu evaluieren. 

GRin Dr. Pilz: Das Faktum, dass man jede Menge Anläufe genommen hat, Lippenbekenntnisse, die zu nichts geführt haben, haben in dieser Stadt niemand aufgeregt? Würden Sie diesen Befund teilen? Ich stehe nicht an, mich zu freuen, dass es die Geriatriezentren Nord und Süd gibt. Aber Sie schreiben selber, dass 51% der Bewohner und Bewohnerinnen in Großheimen untergebracht sind und davon unfassbare 1 300 in Großraumzimmern allein im GZW. Das ist keine Strukturänderung. Das kann man so hinnehmen und das Kontrollamt kann hinweisen und es führt dann wieder zu nichts.

KADior Mag. Dr. List: Das Kontrollamt kann hinweisen, das Kontrollamt kann anregen, aber es hat keinerlei Kompetenzen. Das Kontrollamt hat keine Kompetenz, etwas durchführen zu lassen.

GRin Dr. Pilz: Ich habe Ihren Ausführungen entnommen, auch in Ausführungen im Kontrollausschuss, dass Sie sich persönlich auch sehr eingehend und durchaus über das Maß hinaus, das Ihrer umfassenden Funktion zeitlich den Rahmen gibt, damit beschäftigt haben. Was waren für Sie persönlich, wenn ich Sie das fragen darf, die Eindrücke, wenn Sie durch diese abgewohnten Großraumstationen in den Großheimen gehen?

KADior Mag. Dr. List: Wenn Sie mich nach dem persönlichen Eindruck fragen, dann möchte ich in keinem dieser Pflegeheime einmal untergebracht werden, nicht in dieser Form. Es gibt allerdings einige, ein, zwei Einrichtungen, wo ich auch nichts dagegen hätte, dort irgendwann einmal zu landen. 

GRin Dr. Pilz: Ich frage jetzt nach denen, wo Sie nicht untergebracht werden wollen. Wie schaut es dort aus und was finden Sie da persönlich so schlimm?

KADior Mag. Dr. List: Ich nehme an, Sie kennen das GZW oder auch das GZB oder auch GZL aus eigener Anschauung. Viel‑Bett-Zimmer, also, Mehr‑Bett-Zimmer, 8‑Bett-Zimmer mit Reduzierung des menschlichen Lebens auf ein Bett, ein Nachtkastl und einen Spind, das ist sicherlich zu wenig.

GRin Dr. Pilz: Sie schreiben im Kontrollamtsbericht, „von einem Skandal in diesem Sinne“ wollen Sie nicht sprechen. Diese Zustände, die Sie jetzt beschreiben, sind die für Sie nicht auf eine höchst alltägliche Weise skandalös?

KADior Mag. Dr. List: Ich habe in unserem Bericht geschrieben, dass es keinen Pflegeskandal gibt. Denn die Pflege war in weiten Bereichen gut, sehr gut, ausreichend und manches Mal auf Grund gewisser Strukturen und gewisser Abläufe mangelhaft. Die Pflege selbst war im Wesentlichen in Ordnung.

Ich kann nur noch einmal sagen, dass die Strukturen, in denen wir uns befinden und in denen wir uns bewegen, nicht mehr ausreichend sind, das hat auch der Herr Bürgermeister so gesehen und das hat auch der Herr Bürgermeister gemeint, dass das geändert gehört. Ich glaube auch, dass das geändert gehört. Nur muss und kann man den finanziellen Aspekt auch hier nicht ganz außer Acht lassen. Denn der Bau eines neuen Pflegeheimes dauert so zweieinhalb, drei Jahre, würde ich einmal sagen, hat einen gewissen Planungsvorlauf und Pflegebetten sind auch im Bau nicht billig.

GRin Dr. Pilz: Ich möchte jetzt zu dem Bereich kommen, wo Sie selbst im Kontrollamtsbericht davon sprechen, dass die sichere Pflege nicht gewährleistet werden kann - unter der „sicheren Pflege“ ist die „gefährliche Pflege“ gemeint, nur damit wir wissen, wovon wir sprechen - und das sind die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen, für die Sie dringenden Handlungsbedarf einmahnen. Weil Sie sagen, dass ein Konsens zwischen Pflegeperson und Arzt für andauernde Freiheitsbeschränkungen, die nicht das gelindeste Mittel darstellen, nicht zulässig sind - wieso werden dann diese Zustände in Wien geduldet?

KADior Mag. Dr. List: Freiheitsbeschränkende Maßnahmen sind ein Problem, sowohl für den Gepflegten als auch viel mehr für die Pfleger.

Es gab freiheitsbeschränkende Maßnahmen im Vorarlberger Heimaufenthaltsgesetz. Die Paragrafen über die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen in diesem Gesetz wurden vom Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrig erkannt. Der Verfassungsgerichtshof hatte erkannt, dass freiheitsbeschränkende Maßnahmen in Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache sind. Der Bundesgesetzgeber hat insofern reagiert, als jetzt im Heimaufenthaltsgesetz die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen im Wesentlichen geregelt sind. Dazu darf ich sagen, dass dieses Gesetz bei der Erstellung des Kontrollamtsberichtes zwar in Begutachtung war, aber noch nicht verlautbart.

GRin Dr. Pilz: War die gepflogene Vorgangsweise zu den gesetzlichen Rahmenbedingungen, die sozusagen zum Prüfungszeitraum noch Faktum waren und auch jetzt eigentlich noch sind, weil das Gesetz zwar erlassen, aber noch nicht in Kraft ist, rechtens oder nicht rechtens?

KADior Mag. Dr. List: Ich darf nur noch einmal sagen: Freiheitsbeschränkende Maßnahmen sind ein Problem. Es hat sich eine Arbeitsgruppe des KAV mit freiheitsbeschränkenden Maßnahmen beschäftigt und hat in einem allgemeinen Konsens interdisziplinär hier auch Grundlagen ausgearbeitet. Es gibt auch einen Bericht über die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen bzw. ein Gutachten des KAV über die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen, das wird jetzt auf Grund des neuen Gesetzes überarbeitet werden müssen. Nochmals: Freiheitsbeschränkende Maßnahmen sind, sofern sie Maßnahmen der Mobilität betreffen – es gibt verschiedene Arten von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen – es sollte jedenfalls nicht so sein, dass im Winter die Patienten erfrieren. 

GRin Dr. Pilz: Die Tatsache, dass nicht das gelindeste Mittel angewendet wurde und dass man bei manchen Freiheitsbeschränkungen den Eindruck hat, sie dienen dazu, ein überfordertes Personal auch zu entlasten, dadurch, dass unruhige Patienten nicht extra betreut werden müssen, da finden Sie, dass müssen die alten Menschen hinnehmen?

KADior Mag. Dr. List: Ich kann das nur aus eigener Wahrnehmung sagen. Wir haben in ganz wenigen Fällen freiheitsbeschränkende Maßnahmen vorgefunden. Das war in einer Einrichtung ein Netzbett. Dieses Netzbett wurde nachher von der MA 47 bei einer behördlichen Überprüfung als rechtens erkannt. Ansonst hat es relativ wenig freiheitsbeschränkende Maßnahmen gegeben.

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen können vielfältige sein. In einem Erkenntnis hat der Verfassungsgerichtshof festgestellt, dass ein Fixieren am Rollstuhl dann keine freiheitsbeschränkende Maßnahme ist, wenn es dazu dient, den Patienten mobil zu halten. 

Es ist auch die Grenze „wo ist eine beschränkende Maßnahme gegeben und wo nicht“ auch eine fließende. Ich kann nur rein persönlich sagen, wir haben jetzt das Gesetz, das wird ab Juli 2005 in Kraft treten. Es wird sich anhand dieses Gesetzes dann tatsächlich erweisen müssen, inwieweit hier etwas Nachbesserungen, sage ich jetzt einmal, erforderlich sind. Denn auch ich bin bei freiheitsbeschränkenden Maßnahmen der Meinung, dass hier etwas mehr darunter fallen sollte, als der Gesetzgeber vorweg vorgesehen hat.

GRin Dr. Pilz: Eine letzte Thematik für diese erste Runde. Bauliche Maßnahmen, haben Sie gesagt, sind eine wichtige Rahmenbedingung für moderne Pflege bzw. dessen Fehlen. Die Investitionen, die seitens des Krankenanstaltenverbundes in die Geriatriezentren gesteckt wurden, waren a) rückläufig und b) hat das Kontrollamt festgestellt, nur 3 % der Mittel waren direkt dazu verwendet, patientennahe Verbesserungen zu machen. Wieso wurde geduldet, dass man hier die Mittel letztlich so ausgibt, dass die Menschen nichts davon haben?

KADior Mag. Dr. List: Die Vergabe von Mitteln und die Zuteilung von Mitteln beruht grundsätzlich auf Gemeinderatsbeschlüssen. Es ist sicher so, dass man für den Bereich der Langzeitpflege mehr Geld ausgeben hätte können, das möchte ich gar nicht bestreiten. Aber die Vergabe dieser Mittel, die Zumessung, die Bemessung dieser Mittel ist nicht Sache des Kontrollamtes.

GRin Dr. Pilz: Aber selbst bei den Mitteln, die innerhalb des Krankenanstaltenverbundes da waren und die auch investiert wurden in den Pflegeheimen, haben offensichtlich keine Maßnahmen gezeitigt, die den Menschen selber Verbesserungen bringen.

KADior Mag. Dr. List: Die Mittel, die in den letzten Jahren investiert wurden, haben sehr vieles gebracht, vor allem im Bereich des jetzt vor kurzer Zeit eröffneten GZ Süd und auch des GZ Nord. Hier sind sehr viele Mittel verbraucht worden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz.

Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Herr Kontrollamtsdirektor! Sie sind seit dem Jahr 2000 Kontrollamtsdirektor, Sie waren seit 1994 Stellvertreter. Hat in dieser Zeit ein amtsführender Stadtrat eine Prüfung verlangt?

KADior Mag. Dr. List: Für meine Zeit kann ich das verneinen, ab dem Jahr 2000 kann ich das verneinen. Für die Vorzeit kann ich die Frage nicht beantworten.

GRin Korosec: Hätte ein amtsführender Stadtrat eine Prüfung verlangt, dann könnten sehr wohl Gemeinderatsbeschlüsse evaluiert werden. Stimmen Sie da mit mir überein?

KADior Mag. Dr. List: Jeder amtsführende Stadtrat hat nach der Stadtverfassung das Recht, Prüfungen des Kontrollamtes herbeizuführen. Grundsätzlich ist es allerdings so, dass Beschlüsse der Kollegialorgane nicht der Würdigung des Kontrollamtes unterliegen.

GRin Korosec: Hat die Verwaltungsrevision in Ihrer Zeit und auch in der Zeit als Stellvertreter eine Prüfung verlangt?

KADior Mag. Dr. List: Die Verwaltungsrevision kann Prüfungen des Kontrollamtes nicht verlangen.

GRin Korosec: Das ist mir neu, aber gut, Sie sind der Fachmann.

KADior Mag. Dr. List: Entschuldigung, darf ich die Frage beantworten. Prüfungen des Kontrollamtes zu verlangen hat das Recht der Gemeinderat, der Kontrollausschuss, jeder amtsführende Stadtrat für seine Geschäftsgruppe bzw. gibt es dann die Minderheitsrechte von 13 Abgeordneten des Gemeinderates, zweimal pro Jahr einem derartigen Prüfersuchen beizutreten und einmal ein Prüfersuchen des Klubs. Selbstverständlich hat auch der Herr Bürgermeister das Recht, Prüfungen des Kontrollamtes zu fordern, aber darüber hinaus gibt es keine derartige Kompetenz.

GRin Korosec: Sie haben erwähnt, dass der Rechnungshof bzw. im Jahr 2001 beschlossen wurde, im Stadtsenat, dass auch die öffentlichen Pflegeheime überprüft werden sollen. Sie haben auch erwähnt, dass erst im Jahr 2003 die erste Überprüfung erfolgt ist - sehr eigenartig. Sehen Sie darin nicht doch ein Negieren des Wunsches einer Stadträtin, weil Sie auch in Ihrem Bericht anmerken, dass zwar die erste Prüfung stattgefunden hat, aber dass nicht um mehr Personal angesucht wurde. Das heißt, wenn man davon ausgeht, dass die Pflegeheime der Stadt Wien zu überprüfen sind, die ja natürlich dementsprechend viele sind und hier sehr ausgiebige Prüfungen notwendig wären, hätte doch sofort die MA 47 aktiv werden müssen und sich um mehr Personal bemühen müssen. Sehen Sie das auch so?

KADior Mag. Dr. List: Das ist eine Frage, die primär an die MA 47 zu richten wäre. Ich bin nicht der Anwalt des Dr. Leitner. Aber was ich dazu sagen kann ist, dass von der Frau Stadträtin der Auftrag ergangen ist - der irgendwann im Jänner nach dem Beschluss im Stadtsenat und im Gemeinderat erfolgte, das müsste im Jänner 2002 gewesen sein - und es hier auch einen Schriftverkehr gibt zwischen der MA 47 und der Stadträtin, wie das denn anzulegen sei. Die MA 47 hatte geplant, die Prüfungen, so wie bisher, im Bereich des KAV zu belassen und sich die Prüfungen durch den KAV aus behördlicher Sicht anzusehen. Die Frau Stadträtin hat dann gemeint: Nein, sie möchte sehr wohl die Prüfung durch die MA 47 haben und was zwischen MA 47 und KAV vorvereinbart war, ist daher nicht zum Tragen gekommen. Als Nächstes hat dann die MA 47 in einer etwas größer angelegten Aktion mit PowerPoint‑Präsentationen sich in allen Einrichtungen als künftiger Prüfer vorgestellt. Das hat sicher auch Zeit in Anspruch genommen.

Noch einmal: Dieser Zeitraum ist sehr lang, er wird mir aber durch die Verwaltungsabläufe und durch die fehlende Personalzahl, fehlende Kopfzahl an Prüferinnen und Prüfern in der MA 47 erklärlich, auf der einen Seite.

Auf der anderen Seite hat sich die MA 47 konsentriert auf die privaten Heime, denn dort war die Überprüfung aus der MA 47 sicher wichtiger als im öffentlichen Bereich.

GRin Korosec: Sie haben in Ihrem Bericht auch vermerkt, dass bei 1 200 Bediensteten - wenn wir jetzt auf die Bediensteten kommen - 400 Kräfte durch Krankenstände, Schulungen etc. nicht verfügbar waren, das sind mehr als 30 %. 

Auf Grund Ihrer Erfahrungen, denn das Kontrollamt prüft ja viele andere Stellen auch, ist das nicht ein unglaublich hoher Prozentsatz? Ich kann nur sagen, in der Privatwirtschaft ist das völlig undenkbar.

KADior Mag. Dr. List: Die Pflegebemessungsgrundlagen sehen eine Absenz von 20 % vor. Diese 20 % sind darauf zurückzuführen, dass es natürlich Urlaube gibt, ferner gibt es auch in gesetzlichen Grundlagen die Verpflichtungen zur Weiterbildung. Also, auch hier in diesem Fall sind die Bediensteten nicht da, es gibt erfahrungsgemäß Krankenstände. Wir haben die Erfahrung etwa im GZW gemacht oder die Berechnung angestellt, dass statt der vorgesehenen 20 % 22,5 % nicht anwesend waren.

GRin Korosec: Das finden Sie als durchaus adäquat und richtig?

KADior Mag. Dr. List: Gerade in diesem Bereich muss man damit rechnen, dass hier sehr viele junge Frauen Arbeitskräfte sind und dass es hier auch sehr viele Beschäftigungsverbote gibt. Man rechnet allein nach Vollzeitäquivalent etwa in diesem Bereich mit 2 % der Beschäftigten, die aus diesen Gründen nicht anwesend sind.

GRin Korosec: Herr Kontrollamtsdirektor! Sie kritisieren auch oder Sie führen an, dass die 12‑Stunden‑Schicht überdacht werden soll. Das ist jetzt eine Debatte, die wir seit langem führen, wo es immer wieder heißt, das ist nicht möglich oder sehr schwer möglich, die Bediensteten wollen unbedingt die 12‑Stunden‑Schicht. Können Sie sich da andere Modelle vorstellen? Können Sie sich auch vorstellen, überhaupt von der 12‑Stunden‑Schicht wegzukommen?

KADior Mag. Dr. List: Ich bin der Meinung, dass Pflege ein sehr schwerer Beruf ist, sowohl psychisch als auch physisch ein schwerer Beruf ist. Ich bin mit diesen überlangen Dienstzeiten nicht sehr glücklich. Es ist richtig, dass es eine Reihe von Bediensteten gibt, die diese Zeit so wollen, die zum Teil auch außerhalb Wiens wohnen. Das heißt, sie müssen nicht so oft nach Wien fahren, sie müssen nicht so oft in den Dienst fahren. Es gibt auch die Erfahrung, dass jüngere Pflegekräfte eher kürzere Dienstzeiten bevorzugen. Man darf eines natürlich nicht unterschätzen, das ist der Verwaltungsaufwand, der damit verbunden ist, dann in einer Station diese Dienstzeiten so zu koordinieren, dass genug Pflegekräfte anwesend sind.

Man sollte auf ein neues Modell kommen, aber es sind sich auch die Bediensteten, die es hauptsächlich betrifft, eigentlich noch nicht einig, was hier geschehen soll. Hier gehen die Strömungen quer durch die Reihen.

GRin Korosec: Glauben Sie nicht, dass die vielen Krankenstände auch darauf zurückzuführen sind? Es gibt auch in der Privatwirtschaft viele Mitarbeiter, vor allem junge Mitarbeiter, die liebend gerne viel mehr arbeiten möchten, weil sie sich noch sehr gesund und wohl fühlen und vielleicht 20 Jahre später dann Probleme haben. Es gibt Arbeitszeitgesetze und hier ist das sehr genau geregelt. Gerade in diesem Bereich, wo so ein schwerer Beruf ist, halte ich eine 12 Stunden‑Schicht für wirklich gesundheitsschädlich. Ich meine, man kann sich nicht erwehren, dass dieser Eindruck entsteht, wenn es so viele Krankenstände gibt, die weit höher sind als in anderen Bereichen, dass das auch vielleicht mit der Zeiteinteilung zu tun hat.

KADior Mag. Dr. List: Ich bin durchaus auch der Meinung, dass es nicht sehr leicht möglich ist, jahre- oder jahrzehntelang in 12‑Stunden‑
Schichten zu arbeiten.

GRin Korosec: Für die erste Runde eine letzte Frage. Kollegiale Führung - sind Sie der Meinung, dass das die richtige Regelung ist?

KADior Mag. Dr. List: Es gibt auch im KAV einen Richtungsstreit für oder gegen die Kollegiale Führung. Dieser Streit ist im Wesentlichen für diesen Bereich mit dem Wiener Heimaufenthaltsgesetz obsolet geworden, denn das Heimaufenthaltsgesetz sieht einen Heimleiter vor.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Haben Sie sonst noch eine Frage? Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Herr Dr. List! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frau Kollegin Pilz hat den Bericht „Hilfe im hohen Alter“ aus dem Jahre 1993 erwähnt. Im Kontrollamtsbericht ist davon die Rede, dass dieser Zielsetzung zum Teil nicht entsprochen wurde. Es ist hier keine Prozentzahl angegeben, sondern zum Teil nicht entsprochen wurde. 

Ich möchte vielleicht bei der Gelegenheit auch anmerken, dass es natürlich eine Evaluierung dieses Berichtes aus dem Jahr 1993 gegeben hat, nämlich der Gemeinderat wurde im Jahre 1995 über den aktuellen Stand informiert. Der Bericht wurde damals einstimmig zur Kenntnis genommen. Es hat auch 1998 eine weitere Evaluierung gegeben. Dieser Bericht wurde mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP zur Kenntnis genommen. Daher war der Gemeinderat letztendlich über die einzelnen Schritte, was die Umsetzung betrifft, informiert. Sie wissen selbst, dass nach dem Jahr 2001 auch wieder eine Geriatriekommission eingesetzt wurde.

Ich komme damit bereits zur ersten Frage, die sich darauf bezieht, dass ich Sie fragen möchte: Auf welche Monate erstreckt sich der Prüfungszeitraum des Kontrollamtes? Wer hatte die Prüfungsleitung von Seite des Kontrollamtes inne?

KADior Mag. Dr. List: Ich darf vorweg sagen: Natürlich ist die Evaluierung, insbesondere jene 1998, dem Kontrollamt bekannt und auch im Kontrollamtsbericht angeführt. Der Gemeinderat hat selbstverständlich gewusst, wie weit die „Hilfe im hohen Alter“ umgesetzt ist. Was die Prüfungszeiträume angeht, kann ich berichten, dass ab dem Einlangen des jeweiligen Prüfungsauftrages bis zur Vorlage des Prüfungsberichtes an diesen Berichten gearbeitet wurde. Wenn Sie die Daten haben wollen: Der Prüfauftrag des Bürgermeisters – soweit ich das jetzt im Kopf habe – war am 9.9., der Kontrollausschuss war am 12.9. Ab diesem Zeitpunkt wurde begonnen, an den Berichten zu arbeiten und bis zur Vorlage, bis zum Aussenden an den Kontrollausschuss. Die Berichte sind unmittelbar vorher fertiggeworden. 

GR Deutsch: In einem der beiden Berichte wird sehr umfangreich dargestellt, dass es auch von Seiten der Stadträtin rasch und umfassend Maßnahmen gegeben hat und sie schon lange auch vor ihrer schriftlichen Weisung am 27. Juni 2002 darauf gedrängt hat, dass sowohl private als auch städtische Pflegeheime überprüft werden.

Meine Frage geht dahin, welche Reaktionen es von Seiten des Krankenanstaltenverbundes auf die Feststellungen des Kontrollamtes gegeben hat, nicht nur in Bezug auf die beiden Prüfberichte? Nachdem es einen längeren Prüfungszeitraum gibt, können Sie hier bereits Feststellungen treffen, ob die Mängel, nämlich die Mängelbehebung auch rasch in Angriff genommen wurde?

KADior Mag. Dr. List: Die Mängelbehebung seitens der Generaldirektion wurde in Angriff genommen. Der Herr Generaldirektor hat insbesondere sofort den Einsatz der Internen Revision angeordnet und die Berichte der Internen Revision liegen der Kommission, glaube ich, auch vor.

Der Generaldirektor hat die interne Kontrolle verstärkt, das Beschwerdemanagement ist in Planung, eine Info-Hotline wurde eingerichtet. Es gibt eine verstärkte Kommunikation mit der Patientenanwaltschaft. Das heißt, eine Fülle von Maßnahmen und eine der wesentlichsten Maßnahmen war sicher die, dass die Betten in den Großraumzimmern absystemisiert wurden und daher diese übergroßen Zimmer es nur mehr ganz vereinzelt gibt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Es ist im Bericht auch davon die Rede und ich zitiere „dass lediglich in wenigen, auf Teilbereiche beschränkte Einzelfällen Feststellungen getroffen werden konnten“. Sie haben diese Einzelfälle in Relation auch gestellt zu den rund 1,8 Millionen Pflegetagen, die von den 4 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern pro Jahr erbracht werden.

Meine Frage geht in die Richtung, um die Größenordnung der Leistung, die hier vom Pflegepersonal erbracht wird, feststellen zu können - kann man das messen, um wie viele Pflegehandlungen es sich insgesamt in einem Jahr handelt, die erbracht werden? Eine gänzliche Fehlerfreiheit wird es vermutlich nie geben, auch wenn diese selbstverständlich anzustreben ist. Sind Ihnen damit im Zusammenhang auch vielleicht internationale Statistiken bekannt im Hinblick auf Pflegemängel?

KADior Mag. Dr. List: Es gibt in Wien pro Jahr etwa 3,3 Millionen Pflegetage über alle Einrichtungen verteilt. Davon fallen 1,8 Millionen Pflegetage auf die Einrichtungen des KAV. Es ist natürlich jetzt ein Problem der Bemessung, wie viele Pflegehandlungen es im Einzelnen gibt, sie sind im Bericht nicht aufgeziffert. Man kann aber rechnen, dass in der Pflegestufe 3 bis 4 pro Tag etwa zwischen 30 und 35 Pflegehandlungen anfallen. Das beginnt beim Frühstück, Essen herrichten, mobilisieren, herrichten von Medikamenten, Inkontinenzversorgung, WC‑Begleitung, bis hin zu therapeutischen Maßnahmen, Einreibungen usw. Wenn man nun mit etwa 30 bis 35 Pflegehandlungen rechnet, dann ergeben diese 1,8 Millionen Pflegetage zwischen 50 und 60 Millionen einzelne Pflegehandlungen, das ist eine gewaltige Anzahl. Wir alle wissen natürlich, dort, wo gearbeitet wird, passieren Fehler. Wir wissen nur nicht, wie viele Fehler passieren. 

Ich kenne keine Untersuchung, die sich speziell auf Pflegeheime bezieht. Es gibt aber einige internationale Untersuchungen in den Vereinigten Staaten, in England, in der Schweiz, die den Spitalsbereich betreffen, den Pflegebereich einschließen. Eine Untersuchung aus den Vereinigten Staaten, an der 51 Spitäler teilgenommen haben mit 30 000 Patientenakten, und eine sehr große Untersuchung in der Schweiz. Diese Untersuchungen besagen, dass etwa zwischen 2 und 4 % an „ad verse events“ zu verzeichnen sind, das ist „UE“, das sind die unerwünschten Ereignisse. Die Untersuchungen besagen weiters, dass es sich bei 50 % davon um vermeidbare Fehler handelt. 

Wenn man das jetzt umlegt, dann kommt man natürlich auf eine doch sehr hohe Zahl an unter Umständen Fehlhandlungen, an Mängeln. Dass das allerdings auch richtig ist, das würde ich daraus schließen, wenn man etwa den Bericht der Beschwerdestelle für Altenpflege in München sich ansieht, dann kommt man hier auf ähnliche Vorfälle, muss ich einmal sagen. Diese Vorfälle dürfte es ganz allgemein auch in der Pflege geben. Auch der Bericht von Nürnberg – das sind zwei Berichte, die ich deshalb erwähnen möchte, weil insbesondere der Münchner Bericht auch sehr umfangreiches statistisches Material aufweist, das man vergleichen kann – zeigt, dass es in diesem Bereich ganz einfach zu Fehlern, zu Pflegemängeln kommt.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Meine vorerst letzte Frage bezieht sich darauf, dass Sie in den Berichten davon ausgegangen sind, dass die erbrachte Pflegequalität überwiegend als sicher oder angemessen beurteilt wurde. Wir haben vor einigen Monaten hier auch den Bericht der Internen Revision der Magistratsdirektion vom November 2003 andiskutiert, wo eine sichere Pflege festgestellt wurde, keine Schäden für Personen entstanden sind. Auch Dr. Vogt hat uns mitgeteilt, dass er bei seinen Wahrnehmungen, bei seinen Begehungen und Gesprächen keine gefährliche Pflege vorgefunden hat.

Meine Frage ist, ob Sie sich auf Grund Ihrer Prüfungsfeststellung auch dieser Erkenntnis anschließen könnten?

KADior Mag. Dr. List: Ich kann mich dieser Erkenntnis weitgehend anschließen. Die Frage, die auch die Frau GRin Dr. Pilz schon releviert hat, die Frage der gefährlichen Pflege. In der Pflegewissenschaft ist es so, dass die gefährliche Pflege dann stattfindet oder als solche bezeichnet wird, wenn die Dokumentation unvollständig ist, lückenhaft, fehlerhaft ist. Wir haben sicher ein Dokumentationsproblem gehabt, aber ich würde das noch nicht als gefährliche Pflege bezeichnen. Ich halte den Ausdruck für etwas unglücklich gewählt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr GR Deutsch. Frau GRin Dr. Pilz, bitte. 

Sie haben eine Frage?

GRin Mag. Schmalenberg: Ja, ich habe eine Frage. (Zwischenrufe)

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe einen Fehler gemacht, in dem ich Sie eingangs in der Reihenfolge zuerst fragen ließ und das war mein Fehler und jetzt bleibt die Frau Dr. Pilz am Fragen.

GRin Dr. Pilz: Frau Kollegin Schmalenberg, Sie sind einmal kurz auf der Überholspur abgebogen und jetzt schwenken Sie wieder in die Normalrunde ein. Es wird aber nicht so wahnsinnig lange dauern.

Herr Dr. List! Wenn man davon ausgeht, dass warm, satt und sauber super und keine gefährliche Pflege ist und dann haben wir nichts zu beanstanden, dann hoffen wir, dass dieses absolute Minimum an existenzsichernder Behandlung sicherstellt ist. Aber wenn ich Ihre Empfehlungen anschaue, dann gehen sie doch sehr weit in strukturverändernde Maßnahmen. Wir brauchen uns nicht darüber streiten, ob das, was wir hier vorfinden an Aufbewahrung von Menschen in ereignislosen Großraumzimmern unter Missachtung ihrer Intimität, ein Skandal ist oder nicht. Das ist wahrscheinlich eine politische Bewertung und ich bewerte das als Skandal und nicht die Frage, ob die Frau K. schmutzige Fingernägel gehabt hat oder nicht. Insofern sind wir da vielleicht mit Ihnen oder mit anderen nicht ganz eins. 

Sie sagen, es ist dringend Neustrukturierung des GZW, des Geriatriezentrums Am Wienerwald, anzusagen. Es ist zu überlegen, Flächen neu zu verwerten, also, nicht dort so eine riesengroße Institution für Pflegebedürftige zu machen. Sie mahnen dringend die Neustrukturierung des Geriatriezentrums Baumgarten ein. Sie stellen eine Forderung, die auch die Grünen leider vergeblich noch vor dem Skandal gestellt haben, nämlich eine eigene Teilunternehmung für die Geriatriezentren im KAV einzurichten. Das sind schon sehr weit gehende Maßnahmen, die man nicht setzen müsste, wenn eh alles paletti wäre. 

Wie kann ich das verstehen?

KADior Mag. Dr. List: Ich bin durchaus der Meinung, dass Änderungen erforderlich sind. Ich glaube auch, international geht die optimale Heimgröße in Richtung von etwa 100 Betten, geht die Entwicklung in Richtung Einbettzimmer. Das erfüllen unsere Großeinrichtungen nicht.

Ich bin auch dafür, eine TU einzurichten, weil -man kann, könnte es so sagen, wie es der Herr Dr. Vogt sagt: „Die Alten haben keine Lobby, also geben wir ihnen eine.“ Geben wir ihnen eine voll beschäftige TU, die sich um diese Dinge allein kümmern muss und nicht auch um den Spitalsbetrieb kümmern muss. Dann hoffe ich, dass die alten Menschen eine Lobby haben, die ihnen eine neuzeitliche, adäquate Pflege sicherstellt. 

GRin Dr. Pilz: Und wie lange werden Sie warten, bis Sie die Umsetzung dieser vielleicht, so wie ich den Herrn Bürgermeister jetzt verstehe, in einem Aktionsprogramm hat er im Kontrollausschuss relativ deutlich angekündigt, wie er da sich im Wesentlichen an Ihre Vorschläge halten will - wie lange werden Sie zusehen, bevor Sie den nächsten Bericht schreiben und sagen, man hat vielleicht 2004 wieder sich was vorgenommen und das ist dann auch wieder sanft entschlafen?

KADior Mag. Dr. List: Also, ich bin etwas geduldiger und weiß auch, wie lange etwa der Bau eines Heims, eines neuen Heims dauern kann, mit den entsprechenden Planungen. Was wir aber vielmehr brauchen, ist eine Änderung der spitalsähnlichen Strukturen und diese spitalsähnlichen Strukturen wegzubringen, das wird eine Zeit dauern und es ist im Moment der KAV aufgerufen, Überlegungen anzustellen und Planungen vorzubereiten und das Ergebnis dieser Überlegungen sollte etwa bis zum Ende dieser Saison vorliegen. 

GRin Dr. Pilz: Ich möchte noch zu einem anderen Gegenstand, der hier schon zu sehr ärgerlichen Debatten geführt hat, kommen und da gibt es auch in Ihrem Kontrollamtsbericht dazu ein Beispiel, das mich interessieren würde. Sie schreiben auf Seite 48 des kleineren Berichtes, dass Sie eine Bedienstete unter Zusicherung der Wahrung ihrer Anonymität gefragt haben zu ihren Wahrnehmungen, zu ihren Erfahrungen als diplomierte Pflegekraft. Haben Sie eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft gemacht? 

KADior Mag. Dr. List: Nein. Die Anzeige war aber überhaupt nicht erforderlich, denn wenn Sie ein paar Seiten weiter hinten lesen, hat die Staatsanwaltschaft hier von sich aus schon reagiert gehabt und ein Beamter der Kriminalpolizei hat bereits erhoben.

GRin Dr. Pilz: Wir haben hier ja im Zuge der Befragung meiner Person letztes Mal sehr ausführlich darüber diskutiert, ob hier Anzeigen der richtige Weg sind. Die Stadt München - Sie haben sie schon heute angesprochen - geht einen anderen Weg als die Gemeinde Wien. Die Stadt München hat im Internet ein Formular – ich habe mir es ausgedruckt – wo also Menschen sich an eine Beschwerdestelle wenden können, da wird ihnen zugesichert, alle Angaben werden streng vertraulich behandelt, „wir werden nur vor Ort tätig, wenn Sie uns nach persönlicher Kontaktaufnahme und intensiver Beratung dazu den Auftrag erteilen“ usw., usw. Und es ist expressis verbis als Person, die sich hier an die Beschwerdestelle wenden kann, die Betroffenen, die Angehörigen, Bekannte, Nachbarn, rechtliche Betreuerinnen und Pflegekraft gemeint. Die dürfen sich also sozusagen an diese Beschwerdestelle wenden und es geht offensichtlich der Stadt München im Gegensatz zu Wien darum, diese Dinge auch sozusagen ans Tageslicht zu bringen und nicht Menschen durch Drohungen zu verschüchtern oder abzuhalten. Demgegenüber haben wir das Formular, das im GZW ausgearbeitet wurde, da steht, ich habe mich über die geltenden Bestimmungen entsprechend der Patientenbetreuung persönlich im Rahmen von Visiteneinsicht in die Dokumentation nachweislich überzeugt und es ist nichts Berichtenswertes abzuleiten. Also, in Wien geht man davon aus, dass man sozusagen gleich sagen muss, dass man nichts gesehen hat, sonst wird man im Dienstweg schuldig, dass, wenn man nichts berichtet, und in München geht es um die Aufklärung von Missständen. Könnten Sie - und ich werde das auch politisch vorschlagen, dass man so was wie diese Beschwerdestelle einrichtet in Wien - könnten Sie so was unterstützen?

KADior Mag. Dr. List: Wir haben in Wien bedauert, dass es keine zentrale Beschwerdestelle gibt, sondern dass Beschwerden an vielen Stellen eingebracht werden. Es wäre sicher einfacher und es würde auch die Qualitätskontrolle erleichtern, wenn es eine zentrale Beschwerdestelle auch in Wien gäbe. Was München betrifft, wenn Sie den Bericht gelesen haben, dann sehen Sie auch, dass München mit der Anonymität Probleme hat. Genauso wie in Wien. Und dass München auch bedauert, dass es eine Reihe von Beschwerden gibt, die auch gegenüber der Beschwerdestelle anonym bleiben wollten. Das soweit zu München. Zu Wien, zu diesem Formular des Kontrollberichtswesens, das in Lainz eingeführt wurde. Dieses Kontrollberichtswesens beruht im Wesentlichen darauf, dass es leider dazu kam, dass Beschwerden irgendwo bei der Station, in der Station hängen blieben und nicht weiter geleitet wurden, sodass es nicht möglich war, irgendwelche Maßnahmen zu ergreifen und das wollte man zum Teil mit diesem Kontrollberichtswesens hinanhalten, man muss aber sagen, dass das Kontrollberichtswesens sich im Moment auch in Evaluierung befindet und - in irgendwelcher Form auch immer - dann neu gestaltet werden wird.

GRin Dr. Pilz: Das Personal hat sehr wütend protestiert gegen dieses Formular, weil sie den Eindruck hatten, das ist nach oben ein Persilschein und schuld ist dann immer der Unterste, der nicht festgestellt hat, dass dieser oder jener Missstand da war und wenn, jeder weitere Übergeordnete, Hierarchische konnte dann fein sagen „Mich geht das nichts an!“. Ist das der richtige Weg? (Zwischenruf) Entschuldigen Sie, ich empfinde es politisch, als Politikerin, wenn ich es interpretiere und mir vorstelle, ich bin da eine ganz unten in der Pyramide der Hierarchie, dann habe ich den Eindruck, da putzen sich welche ab an mir. 

KADior Mag. Dr. List: Noch einmal, bitte. Das Kontrollberichtswesen wird überarbeitet werden und was auch in Ausarbeitung im KAV im Moment ist, ist eine generelle Regelung des Beschwerdemanagements. Hier tagt eine Arbeitsgruppe, die Ergebnisse liegen noch nicht vor. 

GRin Dr. Pilz: Letzte Frage jetzt für diese Runde. Sie bemängeln in Ihrem Bericht, dass Niederösterreich eine Pflegeheimordnung hat, Wien nicht. Da sind die Dinge völlig im Graubereich. Wieso hat man das weder politisch noch auf administrativer Ebene im vergangenen Jahrzehnt betrieben?

KADior Mag. Dr. List: Soweit ich weiß, wurden immer wieder Anläufe unternommen, ein Wiener Heimgesetz zu erlassen und der letzte Anlauf ist, glaube ich, jetzt schon in der Endphase und ich nehme an, dass irgendwann in den nächsten Wochen, Monaten das Wiener Heimgesetz dann beschlossen werden wird. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bitte, Frau GRin Lakatha.

GRin Lakatha: Herr Direktor! Sie haben in Ihrem Bericht festgestellt, dass Führungsschwächen auf mehreren Leitungsebenen festzustellen waren. Könnten Sie uns diese Leitungsebenen genauer erklären?

KADior Mag. Dr. List: Die Führungsschwächen auf Leitungsebene, also Kontrollschwächen auf den Leitungsebenen, sind im Bericht enthalten und wenn man annimmt, dass also jede vorgesetzte Stelle, die Pflegemängel, die bei der Frau K. sich offensichtlich ereignet haben, erkannt hätten werden müssen, dann muss ich sagen, zuerst ist einmal die jeweilige Pflegerin, die hier offensichtlich nicht so agiert hat, wie es hätte sein sollen, dann ist es natürlich, kriegt das natürlich die Stationsschwester, das trifft natürlich die Oberschwester und das trifft in letzter Konsequenz auch die Pflegeleitung, die für Kontrollen und für die Einhaltung der Qualität im Pflegebereich verantwortlich ist. 

GRin Lakatha: Weil Sie jetzt auf die Pflegeleitung auch zu sprechen gekommen sind - es gab ja diese Mitarbeiterbefragung, die für die damalige Pflegeleiterin also nicht sehr positiv war, nämlich die Angestellten haben also sich sehr beschwert über Sanktionen, dass sie also weder mitsprechen dürfen noch Vorschläge machen und eigentlich haben sie sich gefürchtet. Und dieser Bericht ist im Jahre 2001 herausgekommen. Ich meine, auch wenn Sie sagen, Sie überprüfen nur die Gebarung, nur, in Wirklichkeit ist das ja ein Rädchen, ein Rad greift in das andere. Meine Frage an Sie, Herr Direktor, ist, haben Sie in irgendeiner Weise auf diesen an und für sich Mitarbeiterbericht reagiert oder überhaupt nicht?

KADior Mag. Dr. List: Also, ich weiß nicht, wie viele Verwaltungsakte es in Wien pro Tag gibt, aber ich nehme an, es sind einige Tausende. Das Kontrollamt kann nur stichprobenweise prüfen und das Kontrollamt, da bitte ich um Verständnis dafür, kann nicht gleichzeitig überall sein. 

GRin Lakatha: Das muss ich auf Grund Ihrer Personalbesetzung akzeptieren, obwohl es mir anders lieber wäre, muss ich Ihnen schon sagen. 

Aber noch einmal, um bei der Pflegeleiterin zu bleiben. Es ist aber auch in Ihrem Bericht drinnen, dass, wo wieder der Rücktausch war, dass nach wie vor eklatante Krankenstände da waren und dass eigentlich auch das Kontrollamt nicht ganz verstanden hat, wenn ich es vorsichtig ausdrücke, warum also der Rücktausch zu diesem Zeitpunkt erfolgt ist, noch dazu, wo sie ja dann wieder eine Woche krank war. (Zwischenruf) Mit einer derartigen Verantwortung für ein derart großes Heim.

KADior Mag. Dr. List: Ich kann nur sagen, soweit ich das erfahren habe, war das so, dass man der Frau Keihsler – ich glaube, den Namen kann man nennen, sie hat auch hier ihre Aussage gemacht – zugesagt hat, wenn sich ihr Gesundheitszustand wieder bessert, dass sie wieder zurückkehren kann in das GZW und diese Zusage wurde offensichtlich eingehalten. Und mehr kann ich, mehr weiß ich auch nicht dazu und soweit mir bekannt ist, gibt es auch dazu nicht mehr zu sagen, als dass dieser Tausch von vornherein vereinbart wurde und es sicher für die Frau Keihsler in der Zwischenzeit leichter war, in einem kleinen Heim, das sehr gut geführt war und sehr gut geführt ist, sowohl in pflegerischer Hinsicht als auch in Verwaltungshinsicht als auch in ärztlicher Hinsicht, dass es für die Frau Keihsler sicher leichter war, in diesem Heim zwischenzeitig tätig zu sein – es geht hier um St. Andrä an der Traisen - als im GZW, das doch ein Verhältnis von 200 Betten zu 2.000 Betten hat. 

GRin Lakatha: Nein, darüber gibt es überhaupt nichts zu sagen. Ich meine, was mich etwas irritiert, ist faktisch die Rückkehr in so ein großes Heim, wo man nicht weiß, ob sie dieser Verantwortung wirklich gewachsen ist. Aber das frage ich Sie jetzt nicht. Oder ja! Sie wollten es beantworten. 

KADior Mag. Dr. List: Ich habe die Frau Keihsler bei drei sehr langen Besuchen im GZW erlebt und ich habe von ihrer Arbeit und auch von ihrem Verhältnis zu den Mitarbeitern und im Verhältnis der Mitarbeiter zu ihr keinen schlechten Eindruck gewonnen.

GRin Lakatha: Sie werden ja sicher die Protokolle sich angeschaut haben, bevor Sie heute hier da waren ja? Und das Gespräch mit dem Herrn Patientenanwalt Dr. Dohr war so, dass er sich ursprünglich überhaupt nicht zuständig gefühlt hat für den geriatrischen Bereich, sondern Patient ist eben ein kranker Mensch und nicht der, der so langsam hineinwächst, ja. Finden Sie das eigentlich richtig, dass er sich wirklich nicht zuständig gefühlt hat, dass man also dann einen Pflegeombudsmann ohne rechtlichen Wirkungskreis eingesetzt hat?

KADior Mag. Dr. List: Der Herr Patientenanwalt hat sich in eher einer spitzfindigen juristischen Auseinandersetzung mit seinen Rechten und Pflichten vorerst darauf berufen, dass er für Pflegeheime nicht zuständig ist. In der Zwischenzeit meine ich, ich habe nämlich gemeint, der Herr Vorsitzende schaut, er hat nämlich gemeint, er ist nur für Pflegeheime zuständig, die in Form von Krankenanstalten geführt werden. Und ich meine aber, dass ich schon erkennen kann, dass er sich jetzt sehr wohl zuständig fühlt. Und was die Einsetzung des Pflegeombudsmannes zeigt, ist dessen Tätigkeit – so glaube ich zumindest – auch für die Patienten, für die Bewohner der Heime eine fruchtbare.

GRin Lakatha: Also, man kann eigentlich davon ausgehen, dass wir eine kleine zentrale Beschwerdestelle dadurch bekommen haben? 

KADior Mag. Dr. List: So in etwa ist es.

GRin Lakatha: ... Sie hätten ja auch für die Umwandlung der Wohnplätze in Pflegeplätze, um, also sukzessive weg oder habe ich das jetzt nicht richtig verstanden? Also, von den Wohnplätzen, weil die Leute ja länger zu Hause, eine Umwandlung in Pflegeplätze. Ich nehme an, Sie haben sich jetzt mit den Kosten also sehr genügend beschäftigen müssen oder dürfen. Sie werden daher also auch wissen, was solche Plätze kosten. Also, ich bin ja überzeugt, dass Pflegeplätze wirklich notwendig sind, aber man sagt, dass etwa 30 % der Patienten oder der Klienten, wenn sie eine andere Betreuungsform – wenn wir die hätten – dass sie in betreuten Wohnformen wesentlich billiger und eigentlich menschlicher untergebracht werden könnten. Haben Sie sich mit der finanziellen Entwicklung damit beschäftigt, was betreute Wohnformen im Vergleich zu Pflegeplätzen kosten?

KADior Mag. Dr. List: Nicht sehr tief schürfend, aber es gibt etwa 2/3 Personalkosten im Bereich des KAV, so auch im Bereich der Pflege über 60 % und natürlich sind die betreuten Wohnplätze weniger personalintensiv auf der einen Seite, sie sind auch natürlich weniger ausstattungsintensiv, weil ich ja die medizinische Ausstattung nicht brauche. Also, hier ergibt sich automatisch, dass derartige Plätze billiger sind als Pflegeplätze.

GRin Lakatha: Also, zumindest, wenn Sie schon im Gemeinderat nicht mitstimmen oder mitsprechen können oder nur ganz selten, wenn wir das wieder fordern, würden Sie zumindest nicken, dass das wesentlich günstiger ist. Aber meine letzte Frage. Sie haben gesagt, es wird jetzt ein Rohbericht ausgeschickt, dass der Krankenanstaltenverbund und alle in irgendeiner Form Stellung nehmen können. Ist das jetzt Ihr, hat das mit Ihrem Bericht jetzt, die beiden, die uns vorliegen, etwas zu tun oder wird ein neuer Rohbericht verfasst?

KADior Mag. Dr. List: Ich bitte um Entschuldigung. Gemeint waren diese beiden Berichte hier. Hier geht es um die Austragungsform der Berichte des Kontrollamtes. Es wird ein Rohbericht an die geprüften Stellen versandt und die geprüften Stellen nehmen dazu Stellung, geben ihre Stellungnahme ab und diese Stellungnahme wird dann eingearbeitet in den Rohbericht und der Endbericht, dass ist der, der Ihnen vorliegt, in der Form Feststellungen des Kontrollamtes und dazu die Äußerung der geprüften Stellen. 
GRin Lakatha: Danke schön!

Vorsitzender Dr. Körber: Danke! Frau GRin Mag. Schmalenberg, bitte.

GRin Mag. Schmalenberg: Herr Dr. List! Ich bewundere Ihr pflegewissenschaftliches Fachwissen und die Studien, die Sie ja alle so aus dem Ärmel schütteln, Sie haben sich wirklich da sehr intensiv vorbereitet. Meine Frage geht aber eher wieder hin zum Thema Kontrolle und zwar hat die Frau StRin Dr. Pittermann in einem Interview in der Kronen Zeitung am 26.3., hat sie, ich will zitieren, sie hat gemeint: „Es wurden ja mehrere Disziplinaranzeigen erstattet. Diese Verfahren laufen. Das ist Aufgabe der MA 2. Aber ich will nur so viel dazu sagen, selbst Unfähigkeit wäre kein Grund, dass jemand aus der Beamtenschaft rausgeworfen werden könnte.“ Meine Frage geht dahin, dass es jetzt im Fall Lainz einige Disziplinaranzeigen gibt, dass es solche gibt, aber auch in anderen Bereichen. Wie lange dauert die Behandlung dieser Anzeigen bei der MA 2 bzw. ich kenne konkret einen Fall, der wurde im Oktober 2002 Ihnen zur Kenntnis gebracht und da geht es um Offizialdelikte und Missbrauch der Amtsgewalt und verbotene Intervention, das wurde dann an die MA 2 weitergeleitet im Jahr 2003. Also, jetzt fast vor einem Jahr und es ist jetzt noch immer nichts passiert. Wie lange, denken Sie, werden diese Verfahren jetzt in Lainz dauern und kontrollieren Sie als Kontrollamt eigentlich auch die MA 2?

KADior Mag. Dr. List: Die Disziplinarbehörde ist eine eigene Behörde, die nicht der Prüfung durch das Kontrollamt unterliegt. Disziplinarverfahren unterliegen der Amtsverschwiegenheit und auch das Kontrollamt weiß nicht den Stand von Disziplinarverfahren, ihre Beendigung und auch nicht das Ergebnis.

GRin Mag. Schmalenberg: Sie haben gesagt, Sie haben häufig Kontakt jetzt im Rahmen dieser Prüftätigkeit mit dem Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes gehabt und Sie waren in allen Einrichtungen selbst vor Ort. Sind Sie der Meinung, dass das Management die Frau Stadträtin bei ihrer Intention, die Zustände vor allem in den Institutionen, die von ihrer Struktur her schon schlechter gestellt sind, wie etwa das Geriatriezentrum am Wienerwald, um diese Situation dort zu verbessern, glauben Sie, dass das Management die Frau Stadträtin hier ausreichend unterstützt hat? 

KADior Mag. Dr. List: Ich war also in fast allen Zentren, nicht in allen, drei fehlen mir noch. Ob die Frau Stadträtin unterstützt wurde oder nicht, da bitte ich um Entschuldigung, das ist keine Frage, die durch mich beantwortet werden kann. 

GRin Mag. Schmalenberg: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Mag. Kowarik.

GR Mag. Kowarik: Ich habe vier Fragen. Und zwar möchte ich festhalten, es steht hier in Ihrem Bericht, dass Ihnen während der Prüfung, während des Prüfungszeitraumes ist Ihnen der Entwurf vom Pflegeheimgesetz zugekommen. Und ich frage, werden Sie hier eine Stellungnahme dazu abgeben oder in irgendeiner Art und Weise versuchen, in dem Pflegeheimgesetz das eine oder andere unterzubringen?

KADior Mag. Dr. List: Der Entwurf wurde ausgeschickt zur Begutachtung. Das Kontrollamt ist nicht eingeschaltet im Begutachtungsverfahren.

GR Mag. Kowarik: Sie haben davon gesprochen, dass der KAV sehr viele Stellungnahme abgegeben hat, also zuerst der Rohbericht, dann kommen die Stellungnahmen vom KAV. Mir ist es aber nicht ganz klar, wie das dann weitergeht. Der KAV hat hier eine Fülle von Absichtserklärungen abgegeben und es ist jetzt die Frage, in welcher Art und Weise wird kontrolliert, dass das also auch verwirklicht wird. Sind Sie da zuständig, werden Sie da von sich aus irgendwelche Überprüfungen weitermachen, ob das verwirklicht worden ist oder nicht?

KADior Mag. Dr. List: Zur Prüftätigkeit des Kontrollamtes gehört auch ein follow-up und wir sind immer bemüht in - wenn auch längeren - Zeitabständen hier bei der nochmaligen Prüfung der Einrichtung festzustellen, ob die Versprechungen auch eingehalten werden. Im gegenständlichen Fall ist es hier noch etwas zu früh.

GR Mag. Kowarik: Da möchte ich jetzt zurückkommen auf Ihre allgemeine Prüftätigkeit. (Zwischenruf) Sie haben ja, ich glaube, jetzt vier Jahre als Verantwortlicher ja sehr oft Einrichtungen von Pflegeheimen überprüft, in verschiedenen sachlichen Angelegenheiten. Ich denke da einmal Dekubitus-Betten, irgendwelche Finanzierungen, Arzneimittel-Handhabung usw. und so fort. Und da müsste es doch eigentlich aufgefallen sein, dass also doch nicht alle Vorhalte und alle Aufforderungen, die vom Kontrollamt gestellt wurden, erfüllt worden sind und es wäre meiner Ansicht nach die Pflicht des Kontrollamtes gewesen, hier stärker die Kontrollen also fortzuführen. Sind Sie der Meinung, dass also da hier doch noch von sich aus hätte stärker kontrolliert werden können?

KADior Mag. Dr. List: Natürlich kann man immer stärker kontrollieren. Das ist überhaupt keine Frage. Das ist eine Frage der Ressourcen. Aber weil Sie den Bericht über die Dekubitus-Betten angeführt haben. Hier war die Sache für das Kontrollamt eigentlich mit dem Austausch der Matratzen erledigt. Und die Matratzen wurden damals ausgetauscht und ein ordnungsgemäßer Zustand hergestellt.

GR Mag. Kowarik: Sie haben davon gesprochen, dass es da verschiedene Kommissionen usw. gegeben hat. Und ich möchte Sie jetzt konkret fragen, ist Ihnen bekannt und haben Sie auch zusammengearbeitet im Rahmen der Prüfung mit jener Kommission, die der Herr Bürgermeister voriges Jahr eingerichtet hat und wo der Herr Dr. Dohr den Vorsitz hat? Das ist die eine Frage. Und das Zweite: Ist Ihnen bekannt, dass es nunmehr eine Wiener Pflegeheimkommission gibt, die also hier als Anlaufstelle für Angehörige, Patienten und fürs Personal der Geriatriezentren sein soll?

KADior Mag. Dr. List: Zum Zweiten zuerst: Natürlich ist mir bekannt, dass es eine Pflegeheimkommission gibt. Was die Kommission des Dr. Dohr betrifft, haben wir in die Protokolle eingesehen. 

GR Mag. Kowarik: Letzte Frage, möchte ich ... Sie haben davon gesprochen, dass es und es steht auch im Bericht, dass es eigentlich keinen Pflegeheimskandal gibt. Jetzt mussten wir aber von Ihnen erfahren, dass Sie z.B. nicht bereit wären, sich in ein Pflegeheim der Stadt Wien zu legen, mit zwei Ausnahmen. Und da muss ich schon annehmen, dass Sie also die Zustände in den Pflegeheimen doch so arg und skandalös finden, dass Sie also von sich aus nicht bereit sind, in so ein Pflegeheim zu gehen. Ich möchte da eine Stellungnahme dazu.

KADior Mag. Dr. List: Na, vielleicht sind nur meine Ansprüche andere. Auch das könnte es sein. Aber es zeigt sich immer wieder, dass die Generation, die sich jetzt in den Pflegeheimen befindet, eine Generation ist, die sehr viele Entbehrungen auf sich genommen hat und die bereit ist, in diesen spitalsähnlichen Strukturen zu leben. Ich möchte das heute nicht. Ich kann allerdings nicht beantworten, wie mein Verhalten in 21 Jahren, sagen wir jetzt einmal, sein wird, denn es zeigt sich sehr häufig und die Gespräche mit den Bewohnern haben sehr häufig gezeigt, dass sie schlicht und einfach mit dem zufrieden waren, was geboten wurde. Da war eine Reihe, bei meinen Besuchen durch alle Heime, war eine Reihe von Bewohnern, befragt und habe hier durchaus überwiegend oder fast ausschließlich ein positives Echo erhalten. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Mag. Kowarik. Bitte, Frau GRin Klicka.

GRin Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor Mag. Dr. List! In dem Bericht wurde einerseits die Personalsituation in den Pflegeheimen als nicht zufrieden stellend erwähnt, andererseits aber auch eine Verbesserung des Personalschlüssels im Zeitraum von 2000 bis 2003 festgestellt. Sicherlich auch einerseits durch den Abbau, die Absystemisierung von Betten im GZW. Ist Ihnen bekannt, dass in den letzten vier bis sechs Monaten noch eine weitere Verbesserung im GZW und eine Auswirkung dieser Verbesserung zu spüren war?

KADior Mag. Dr. List: Im GZW war sicher eine zweifache Verbesserung zu spüren. Es wurden im GZW Betten absystemisiert. Es wurden die 8-Bett-Zimmer abgeschafft. Es gibt keine 8-Bett-Zimmer oder nur mehr ganz wenig 8-Bett-Zimmer mehr im GZW und es wurde der Personalstand aufgefüllt, sodass hier insgesamt gesehen sowohl für die Bewohner als auch für das Pflegepersonal eine Verbesserung gegeben ist. 

GRin Klicka: Danke schön. Im Bericht ist auch angeführt, dass Fort- und Weiterbildung natürlich als sehr positiv für die Mitarbeiter zu sehen ist, andererseits es natürlich auch Krankenständen gibt und dadurch es auch immer zu Personalengpässen auf einzelnen Stationen kommt. Wie stehen Sie zur Frage des Pool-Personals, dass ja auch im Bericht aufgenommen wurde?

KADior Mag. Dr. List: Ich bin der Meinung, wenn es tatsächlich dazu kommt, dass die PPR-GL umgesetzt wird, die ja auch damit verbunden ist, dass der Pflegebedarf schwankt, dass also die Pflegeminuten einer Schwankung unterliegen, dann muss das irgendwie ausgeglichen werden. Und ich hielte es für vernünftig und es gibt auch Anstrengungen im KAV in dieser Richtung, im KAV einen eigenen Pflegepool einzurichten und jenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die das wollen, hier im Zuge von Überstunden es zu erlauben, in der gewohnten Umgebung weiter zu arbeiten. 

GRin Klicka: Danke schön. Ich denke, das deckt sich auch mit vielen Erkenntnissen, die wir in der Geriatriekommission gewonnen haben und wir uns als Politikerinnen und Politiker auch so einen Pool wünschen, damit endlich wie bei Springerinnen eben vor Ort dann individuell auch von der Station her ausgeglichen werden kann. Zu einer Frage. Sie haben vorhin erwähnt, Beschwerden blieben oft auf einer Station hängen oder im Bereich des mittleren Managements. Wo sehen Sie die Ursachen der mangelnden Fehlerkultur und der geringen Kommunikation?

KADior Mag. Dr. List: Es wurden zwar grundsätzlich die Beschwerdekanäle geöffnet, die Beschwerdestellen sind bekannt. Es ist der Pflegeanwalt, hängt auf allen Stationen, hängt die Information über den Pflegeanwalt aus. Ich weiß nicht, es haben sich aus meiner Sicht die Pflegekräfte in den Stationen bemüht, die Fehler selbst zu beheben bzw. auch haben sie sich dann an die Oberin gerichtet, Oberschwester gerichtet, an die Oberin gerichtet und in manchen Fällen auch durchaus im GZW an die Pflegedirektion. Es ist vielleicht ein menschliches, ein verständliches menschliches Bemühen, Fehler im eigenen Bereicht korrigieren zu wollen. 

GRin Klicka: Ja. Danke vielmals. Ich denke, dass das Erste Initiative ist, andererseits sollten im Rahmen einer doch vorhandenen Hierarchie sicherlich auch die Möglichkeiten gegeben sein, angstfrei sozusagen mit diesem Problem umzugehen und die Hilfe von außen auch zuzuholen. Ich hoffe, dass das auch in Zukunft durch die zahlreichen Schulungen, die in diesem Bereich auch stattfinden werden, auch da eine breitere Öffnung ergibt. Danke vielmals.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Klicka. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke Herr Vorsitzender! Herr Dr. List, Sie haben von den spitalsähnlichen Strukturen gesprochen. Dazu gehört, dass man sozusagen auch in der Logik eines Medizinbetriebs arbeitet und Sie sprechen sehr deutlich davon, dass im GZW und im GZB im Bezug auf die Abdeckung des Nachtdienstes ein sagenhaftes Drittel von Ärzten mehr verfügbar ist als notwendig. Das ist sicher dann auch ein Motivationsproblem. Also, wenn jemand da ist, der nicht wirklich gebraucht wird einerseits, aber andererseits vor allem auch eine Frage der Vergeudung von Ressourcen. Wie kann es denn sein, dass man sich ein Drittel zu viel Personal leistet? 
KADior Mag. Dr. List: Also, wenn ich die Diskussion mit den Ärzten etwa im GZB mir vor Augen halte, dann sind die überhaupt nicht der Meinung, dass sie zu viele sind. Ganz im Gegenteil. Das hängt natürlich auch von der Struktur und der Befindlichkeit der Patienten ab und es, mit der fortschreitenden Demenz von Patienten wird man sich hier wohl auch überlegen, auch mit fortschreitenden Krankheiten im Alter wird man sich hier auch wohl überlegen müssen, geriatrische Krankenhäuser einzurichten und es gibt durchaus in diesen Einrichtungen nicht nur Bewohner, sondern Patienten.

GRin Dr. Pilz: Aber wie kommen Sie dann auf das Drittel zu viel? Das habe ja nicht ich mir ausgedacht, sondern das schreiben Sie ja selber.

KADior Mag. Dr. List: Gegenüber den anderen Einrichtungen gibt es also dort mehr Ärzte. 

GRin Dr. Pilz: Nobel, nobel, Herr Dr. List, wie Sie das hier jetzt ausdrücken. Gleichzeitig sagen Sie auch und das ist für das GZW jetzt durchaus nicht unbedeutend - ich kann Ihrer Argumentation folgen, wenn es Leute sind mit hoher Pflegestufe, dass man mehr Ärzte braucht. Aber Sie stellen auch fest, dass dort im Jahr 2003 24 % der Bewohner Pflegestufe 1 und 2 hatten. 1 und 2, Herr Dr. List, dann kann man ja nicht von der fürsorglichen Belagerung der Ärzte rund um die Uhr, die da notwendig wäre, sprechen. Sondern man fragt sich, a) warum sind die überhaupt im GZW und b) wenn man doch noch weiß und auch das schreiben Sie hier, dass es gerade im GZW Menschen gibt, die auf Grund sozialer Indikation dort sind. Die brauchen einen Arzt vielleicht so oft wie Sie und ich. Wie kann man denn ein Pflegeheim offensichtlich erstens personell so falsch ausstatten, so viele Menschen dort unterbringen, die dort nicht hingehören und es – ich sage es jetzt ganz drastisch – es als Endstation für schwierige Menschen und schwierige Lebensschicksale missbrauchen.

KADior Mag. Dr. List: Ja, was das GZW betrifft möchte ich einmal darauf hinweisen, es gibt nicht das GZW, sondern es gibt 62 Stationen. Diese 62 Stationen sind äußerst unterschiedlich ausgestattet, vom Personal her, von den Ärzten her, von der Struktur her. Also, dieser Vergleich hinkt etwas. Natürlich gibt es eine ganze Reihe von Menschen mit, ohne Pflegestufe, mit Stufe 1, Stufe 2, die im GZW unterbracht sind und die ja wo hingehören. Wenn man sie nicht im GZW unterbringt, wo dann? Auch hier wird es Überlegungen geben, aber wir wissen beide, die soziale Indikation oder soziale Indikationen gibt es. Es geht darum, diese Menschen zum Teil von der Straße wegzubringen. Auf der einen Seite und letztlich gibt es auch noch etwas, was ich die Reste der offenen Psychiatrie nennen möchte, denn auch diese Menschen haben das Recht, untergebracht zu werden und haben das Recht, gepflegt zu werden.

GRin Dr. Pilz: So, eine sehr persönliche Frage, Herr Dr. List. Meinen Sie, dass das menschenwürdig ist, beispielsweise, und diesen Menschen habe ich selber kennen gelernt, ein Herr, mittlerweile seit 40 Jahren im GZW, der hat bloß Asthma und lebt in einer abgewohnten Stationen im GZW. Ist das menschenwürdig?

KADior Mag. Dr. List: Auch ich könnte mir Besseres vorstellen. Und ich hoffe, dass mit der Neuorientierung im Pflegebereich überhaupt hier auch im Zusammenarbeit mit dem Fonds Soziales Wien eine Einrichtung oder Einrichtungen geschaffen werden, die es Menschen ja ermöglichen, besser unterbracht zu werden.

GRin Dr. Pilz: Letzte Frage zu dem Thema Lebensschicksal von Menschen, um die sich keiner mehr kümmert. Sie schreiben im Kontrollamtsbericht, dass 2002 unfassbare 1.849 Patienten in Summe  92.600 Tage in Krankenhäuser verbracht haben, im Status der Asylierung. Kann sich eine Stadt diese Art von menschenverachtender Warteschlange leisten?

KADior Mag. Dr. List: Die Alternative, asylierte Patienten nicht im Spital zu belassen und dort so lange dort zu belassen, bis sie einen Pflegeheimplatz, bis sie einen Pflegeheimplatz erhalten können, wäre ja nur, diese aus dem Spital zu entlassen. Und das ist die Frage, wohin sie entlassen. Die menschlichere Lösung liegt sicherlich darin, die Asylierungen zumindest so lange beizubehalten, solange kein Platz im Pflegeheim oder bis zu jenem Zeitpunkt beizubehalten, zu dem ein Platz in einem Pflegeheim noch verfügbar ist. Wir haben etwa 300, einen Stock von etwa 300 Patienten, die warten auf eine Aufnahme, auf einen Heimplatz in einem Heim. Alternative wäre wieder 8-Bett-Zimmer oder 9-Bett-Zimmer auf der einen Seite oder Bau eines neuen Heims oder, ich kann das nicht sagen, aber hier gibt es ganz einfach keine menschlichere Lösung. 

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. List. Ich nehme Sie bei Ihren eigenen Worten. Wenn so viele Menschen in den Geriatriezentren, speziell Baumgarten und Wienerwald, sind, die dort nicht hingehören, weil sie eine niedrigere Pflegestufe haben, dann würde sehr viel Platz frei für Menschen, die in Krankenhäusern warten und die Sozialversicherung verabschiedet sich aus der Verantwortung. Meine politische Position dazu ist, solange eine im Krankenhaus ist, hat die Versicherung das zu begleichen und die Gemeinde Wien hat nicht Menschen in Geriatriezentren einzuweisen, die dort nicht hingehören und dafür andere sozusagen in einer Bettenkolonne irgendwo anders zu parken. Das ist menschenunwürdig. 

KADior Mag. Dr. List: Es wäre auch nicht sehr menschenwürdig, jene mit niedriger Pflegestufe, die aus sozialen Indikationen sich etwa in Lainz aufhalten, dort hinauszuschmeißen.

GRin Dr. Pilz: Also, von Hinausschmeißen habe ich nicht geredet, sondern von anderen Betreuungsstrukturen und vielleicht fällt Ihnen und mir einfach was Besseres ein für einen Asthmakranken als ein ödes Bett in einem Mehrbettzimmer. Ich meine, wir brauchen doch nicht davon ausgehen, dass die Verhältnisse so bleiben müssen wie sie sind, sondern und da frage ich Sie jetzt als Kontrollamtsdirektor, weil Sie sich eingehend damit beschäftigt haben. Warum nehmen wir oder warum nimmt die Stadt seit mehr wie 15 Jahren, wo es darüber Bewusstsein gibt, dass so hin wie das schlechte Wetter? (Zwischenruf) 
KADior Mag. Dr. List: Ich habe eingangs schon darauf hingewiesen, dass es einen gewissen Wertewandel gibt und ich glaube auch, dass wir derartige Fälle in Zukunft nicht mehr so leicht hinnehmen oder hinnehmen werden. Noch einmal, mit der gesamten Neustrukturierung des extramuralen Bereiches und des vollstationären Bereiches hoffe ich und ich glaube auch daran, dass Heimplätze, Wohnplätze für Menschen geschaffen werden, die diese Plätze benötigen, sodass Pflegeplätze dann frei werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Ich habe jetzt allenfalls vor, eine kurze Pause zu machen. (Zwischenruf) Ja, ich nehme an, dass nicht nur Sie eine kleine Frage haben. (Zwischenruf) Sie haben keine Fragen mehr? Also, nur Herr Mag. Kowarik, bitte.

GR Mag. Kowarik: Herr Dr. List. Ich habe eine Frage. Sie haben ja hier sehr detailliert hier dem KAV Vorschläge gemacht, was er tun könnte. Der KAV hat hier auch sehr detailliert da angekündigt, dass da Kommissionen seien und alles Mögliche, was hier passieren wird. Sie haben auch festgestellt, dass Sie das irgendwie nachforschend überprüfen werden, ob eben die einzelnen Vorhalte auch erfüllt worden sind. Sie sind ja als Kontrollamtsdirektor ja auch für die Gebarung zuständig, die Überprüfung der Gebarung. Jetzt kommt in den einzelnen Forderungen immer wieder versteckt mehr oder weniger vor, dass das also mit finanziellen Aufwendungen verbunden ist, dass das kostenintensiv usw. und so fort. Werden Sie im Zuge dieser Überprüfung des Vollzuges sozusagen auch eine Gebarung, eine Kostenrechnung verlangen vom KAV, wie er das finanzieren soll, wo er die Finanzmitteln, die ihm zur Verfügung stehen, auch vorweist und ausweist und auch bestimmte andere Finanzmitteln, wie z.B. die Bürgermeistermilliarde usw. auch eingefordert werden wird?

KADior Mag. Dr. List: Es ist jetzt der KAV berufen, hier nachzudenken, Konzepte zu erstellen und in all diesen Konzepten, die der KAV erstellen wird, wird selbstverständlich auch ein Finanzierungskonzept enthalten sein. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Mag. Kowarik. Sie haben noch, Frau Trammer, eine Frage? Bitte. 

GRin Trammer: Herr Dr. List, ganz zu Beginn Ihrer Aussage haben Sie gesagt, dass die Missstände, die jetzt quasi ausgebrochen sind, ja schon sehr lange bestehen und Sie sich gewundert haben, dass es nicht schon sehr viel früher diskutiert wurde und ans Tageslicht gekommen ist. Welche Verantwortung hat der Krankenanstaltenverbund in punkto Qualitätssicherung und Qualitätskontrollen?

KADior Mag. Dr. List: Natürlich hat der Krankenanstaltenverbund diese Verantwortung und er hat sie auch getragen. Es gibt auch eine Reihe von Projekten, Einrichtungen, die die Qualität sichern sollen, vor allem die Pflegequalität sichern sollen und dem wurde im Wesentlichen nachgekommen. Das schließt aber nicht aus, dass in Einzelfällen Fehler passieren.

GRin Trammer: Könnten Sie das bitte konkretisieren? (Zwischenruf) 

KADior Mag. Dr. List: Im Bericht des Kontrollamtes und zwar in dem Bericht über den Prüfauftrag, über den Parteienantrag, sind eine Reihe von Maßnahmen aufgeführt, wie die Qualitätssi-
cherung im KAV ausgesehen hat. Das beginnt also bei dem Maßnahmenkatalog für Pflegeheime, Qualitätssicherung wurde auch durch das Handbuch gewährleistet. Das Handbuch, in dem festgelegt wurde, wie bei Stationsumbauten, wie bei Neubauten die Zimmer aussehen sollten, also 1-, 2-, 4-Bett-Zimmer, je 1/3. Es wurden Qualitätszirkel geschaffen, wenn man sich den Qualitätsbericht des KAV der letzten Jahre ansieht, dann wurden eine Fülle von Projekten in den einzelnen Häusern gestartet, von den Demenzbe-
gleitung bis zu Sturzprävention und ähnlichen Dingen. Das gibt es alles. Es gibt es, zum Teil nicht flächendeckend, das muss ich zugeben, aber der KAV hat sich auch, im Spitalsbereich ist es ja Vorschrift, das Qualitätsmanagement zu bedienen, hat auch im Pflegeheimbereich eine Reihe von Maßnahmen eingeführt. 

GRin Trammer: Das stimmt, dass in Form von Papier sehr viel geschehen ist. Aber Papier zu produzieren ist eine Sache, aber dieses dann auch zu kontrollieren und umzusetzen, eine andere. Wenn ich nur an die mangelhafte Pflegedokumentation denke, ist es schon ein großer Qualitätsmangel und dann kann ich nicht sagen, nur die Stationsschwester oder die Oberschwester oder Pflegedirektor ist schuld und da endet dann die Qualitätskontrolle, sondern die Qualitätskontrolle muss ja meiner Meinung nach dann dort enden und überprüft werden, von der Stelle sie auch ausgeht. 

KADior Mag. Dr. List: Was die Qualitätskontrolle und was insbesondere auch die Dokumentation betrifft, war es so, dass vor allem im GZW der Pflegedirektor der Meinung war, dass die Pflegedokumentation so umfangreich ist und er sie daher stark gekürzt hat. Diese Kürzung ist aber ein wenig daneben gegangen, um das so zu sagen, und hat also dann die Anforderungen nicht mehr ganz erfüllt. Im Prinzip geht der KAV aber davon aus, dass die Häuser eine weit gehende Selbständigkeit besitzen sollen und dass nicht alles von der Generaldirektion dekretiert werden soll. Man bemüht sich, die Mitarbeiter einzubinden. Es gibt sehr viele Arbeitskreise und ich darf also noch einmal sagen, es gibt sehr viele Qualitätsmaßnahmen, die auch wirksam werden und die also nicht nur am Papier wirksam sind. 

GRin Trammer: Eine letzte Frage, Herr Dr. List. Wie kann dann die Qualität ausgeübt werden, wenn immer wenig Personal vorhanden ist? 

KADior Mag. Dr. List: Ich muss Sie bitten, diese Frage zu präzisieren, denn Qualität ist ja nicht nur eine Frage des Personals, sondern Qualität ist auch eine Frage der Ressourcen und der Abläufe. 

GRin Trammer: In dem Fall, in dem es um die Pflege der Patienten geht und wir von der Pflegequalität auch reden und im Bereich der gefährlichen Pflege uns befinden, wenn wir an die Dokumentation denken, an die mangelhafte, dann geht es schon um Personalressourcen und die NN, der man ja leider jetzt auch ein Disziplinarverfahren angehängt hat, hat gesagt, dass es derart gravierende Personalmängel gegeben hat, dass Stationen hätten geschlossen werden müssen, das aber nicht erfolgt ist. 

KADior Mag. Dr. List: Es ist richtig, dass manches Mal ein sehr großer Personalmangel herrschte und dass Stationen geschlossen werden, hätten werden können oder sollen. Hier möchte ich aber auf das Problem aufmerksam machen, wohin mit diesen Leuten. Und es hat sich immer wieder gezeigt und auch in mehreren Fällen im GZW gezeigt (Zwischenruf), dass die Leitung, dass die Stationsleitung dann auf das Anerbitten, eine Station zu schließen, damit reagiert hat, dass sie gesagt hat: „Lieber nicht, dann g`fretten wir uns halt noch ein bisschen Zeit durch.“ ...

GRin Dr. Pilz: Herr Vorsitzender. Es gibt ein paar Spielregeln, die wir hier ausgemacht haben und unter anderem gehört dazu, Frau Kollegin Trammer, vielleicht waren Sie nicht da, aber man hätte es Ihnen mitteilen müssen, dass wir im Bezug auf Bedienstete im GZW oder überhaupt im Krankenanstaltenverbund, im Bezug auf die ein Disziplinarverfahren anhängig oder angekündigt oder was immer sein sollte oder ist, hier sofern wir davon Kenntnis im Rahmen dieser vertraulichen Informationen bekommen, Vertraulichkeit wahren. Und Sie haben die jetzt verletzt und ich finde das weder für die Bediensteten noch für das Klima hier herinnen, noch in der Sache für eine sinnvolle Vorgangsweise und ich finde das bedauerlich und weise das strengstens zurück. (Zwischenruf) 
Vorsitzender Dr. Körber: Ja, nehmen wir zur Kenntnis. Bitte. Haben Sie noch eine Frage an den Herrn Kontrollamtsdirektor? 
GR Mag. Kowarik: Ich habe nur eine Anregung. Vielleicht könnte sich der Herr Vorsitzende dazu durchringen, den Namen der eben genannt wurde, unkenntlich zu machen oder abzukürzen. (Zwischenruf) 
Vorsitzender Dr. Körber: Ja, sicher. Das ist sicher möglich. So, sind weitere Fragen noch? Herr Kontrollamtsdirektor. Ich hätte noch eine Frage ganz gerne geklärt. Die Kostenfrage für die Pflege überhaupt. Es gibt ja Berechnungen, wie viel der einzelne Pflegefall im Durchschnitt kosten würde, diese Berechnungen hat das Kontrollamt ja sicherlich gemacht. (Zwischenruf) Nicht?

KADior Mag. Dr. List: Das Kontrollamt hat die Kosten zwar betrachtet, aber einen Fall zu rechnen, wie viel ein Pflegefall im Durchschnitt kostet, das würde eine gewisse statistische Unschärfe ergeben, Kosten können relativ gering sein. Um es so einmal zu sagen, für einen Patienten der Pflegestufe A1S1 mit 35 Pflegeminuten sind die Kosten pro Tag, sind die Kosten sicher wesentlich kürzer, das heißt, für einen entsprechend, für einen Langzeitbeatmeten etwa. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ich wollte ohnedies auf die Frage der unterschiedlichen Pflegestufen zurückkommen, d.h. es werden keine Unterschiede gemacht bezüglich den Heiminsassen, in welchen Pflegestufen sie sind. Sie werden gleichermaßen mit den Kosten belastet. Es wurde hier schon auch erörtert, dass unter Umständen eine Differenzierung erfolgen sollte. Aber das ist noch nicht der Fall. Ist in dieser Richtung etwas unternommen worden oder ist darüber Ihnen nichts bekannt?

KADior Mag. Dr. List: Ich kenne diese Debatte, allerdings haben wir uns im Zuge dieser Prüfung damit nicht näher beschäftigt.

Vorsitzender Dr. Körber: Ein Ergebnis also liegt nicht vor.

KADior Mag. Dr. List: Nein. Liegt nicht vor, wobei ich auch sagen, erklärend vielleicht dazu sagen möchte, die PPR-GL ist ja noch nicht entsprechend eingeführt. Es wird im Zuge der Pflegepersonenregelung eine Langzeitpflege sicherlich möglich, leichter möglich sein, eine entsprechende Kostenrechnung zu erstellen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Sind keine weiteren Fragen seitens der Kommissionsmitglieder? Dann danke ich dem Herrn Kontrollamtsdirektor für sein Erscheinen als Zeuge. Womit Sie hier aus der Zeugenstellung entlassen sind. 

Wir machen jetzt schon eine maximal 15-, 10- bis 15-minütige Pause. Ich darf aber die Fraktionsführer noch bitten zu einer vertraulichen kurzen Besprechung, wobei auch der Herr GR Wagner teilnehmen sollte. 

(Pause von 11.53 Uhr bis 12.13 Uhr)
Vorsitzender Dr. Körber: Bitte Platz zu nehmen! Die Sitzung der Untersuchungskommission wird um 12.13 Uhr wieder aufgenommen. Eingangs der Sitzung halte ich fest, dass gegen eine heute namentlich genannte Person nach Wissen der Kommission derzeit ein Disziplinarverfahren nicht anhängig ist und daher auch deren Namen nicht im Protokoll diesbezüglich aufscheint. Bitte, Frau Korosec. 

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die ÖVP hat einen Antrag eingebracht seinerzeit, die Stationsschwester Sun-Duck Sheu einzuvernehmen. In der Zwischenzeit haben wir so viel Informationen bekommen, dass wir diesen Antrag zurückziehen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Korosec. Ich halte damit fest, dass eine Beweisaufnahme durch die Vernehmung der Zeugin Sun-Duck Sheu entfällt. 

Sitzungsende. Nächste Sitzung ist dann am 29. April zur Vernehmung des Stadtrates Dr. Rieder. 

(Ende um 12.16 Uhr)
